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Regeln und Preismechanismen allein
reichen nicht

Wenn es also darum geht, konkrete Maßnah-
men und die dazu erforderlichen Instrumente
zu nennen, um das 30 Hektar-Ziel der Bun-
desregierung im Jahr 2020 auch zu erreichen,
gibt es nur noch wenige Vordenker. Viele wür-
den diese als Visionäre abtun. Tatsächlich
gehört bei den grundgesetzlich garantierten
Freiheiten der Kommunen und in einem
Flächenland wie Niedersachsen eine ausge-
prägte Fantasie dazu, sich politisch durchsetz-
bare Instrumente vorzustellen, mit denen der
Flächenbedarf einem 30 Hektar-Ziel unterge-
ordnet werden könnte. Einfach auf die natürli-
che Verknappung auf dem Grundstücksmarkt
für neue Wohn- oder Gewerbegebiete und das
damit einhergehende Preisregulativ zu setzen,
reicht aber nicht aus, wenn produktive Böden
als nicht vermehrbare natürliche Lebensgrund-
lage nachhaltig geschützt werden müssen.

Schon die deutliche Reduzierung des
Flächenverbrauchs wäre ein Erfolg

Angesichts dieser Situation und der Notwen-
digkeit zum weiteren Ausbau auch der Ver-

kehrsinfrastruktur für den zunehmenden Tran-
sitverkehr von Waren und Energie, wäre es
schon ein Erfolg, wenn bis 2020 der Flächen-
verbrauch in der Tendenz deutlich reduziert
würde. Außerdem müssen die Kompensations-
pflichten auf ein Minimum unter absoluter
Schonung landwirtschaftlicher Flächen redu-
ziert werden. Dazu sind weitere Maßnahmen
und Beschlüsse sowohl von Bund und Ländern
als auch der kommunalen Gremien notwendig,
um die Kompensation in der Bauleitplanung
neu zu regeln und einen Schwerpunkt auf die
Innenentwicklung sowie Revitalisierung von
Konversionsflächen und Industriebrachen zu
legen. Die jüngst erfolgten positiven Anpas-
sungen des Bundesnaturschutzgesetzes und
neue Zielvorgaben in der Raumordnung werden
ebenfalls nur über ein professionelles Abarbei-
ten solcher Ansätze und eine überörtliche
Koordinierung realisiert werden können.

Auf regionale und vorhabenbezogene
Kooperation setzen

Ohne eine deutliche Verbesserung des Flächen-
managements, das eine entsprechende Daten-
erfassung und -pflege voraussetzt, bleiben aus-

drücklich zu bevorzugende freiwillige Aktivitä-
ten und Kooperationen vor Ort nur Stückwerk.

Die gemeinnützigen Landgesellschaften wie
die Niedersächsische Landgesellschaft sind hier
prädestiniert, eine weitergehende und voran-
treibende Rolle für ein überörtliches professio-
nelles Flächenmanagement zu übernehmen.
Dabei sind Ansätze zu bevorzugen, die über die
Verwaltung von Ökokonten und Flächenpools
in Kooperation mit den berufsständischen
Organisationen und Landschaftspflegeeinrich-
tungen möglichst noch hinausgehen. Ich setze
dazu nicht nur auf mutige Schritte der Länder
und entsprechende Förderprogramme, sondern
auch auf regionale oder vorhabenbezogene
Kooperationen, um nicht nur im Sinne der
gesamten Gesellschaft den aktuellen Flächen-
verbrauch deutlich zurückzuführen.
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Ohne professionelles Flächenmanagement geht es nicht!

In der Analyse und Bewertung der tagtäglichen Zunahme an Ver-
kehrs- und Siedlungsflächen sind sich die meisten Politiker,
NGO’s und Wissenschaftler derzeit ungewohnt einig. Ein Flächen-
verbrauch von 100 Hektar täglich, der fast ausschließlich zu
Lasten landwirtschaftlich genutzter Flächen geht, ist nicht nach-
haltig und gehört zu den vorrangigen umwelt-, wirtschafts- und
sicherheitspolitischen Herausforderungen unserer Zeit. Allein die
Sicherstellung der Nahrungsmittelproduktion und Erzeugung
nachwachsender Rohstoffe für eine weiter wachsende Weltbevöl-
kerung rechtfertigt bereits die notwendige Zäsur. Grund genug
für die Schaffung neuer „Leitplanken“ ist auch der demografi-
sche Wandel, der die Folgelasten einer weiteren Zersiedelung von
freier Landschaft durch das „Eigenheim im Grünen“ in absehba-
rer Zeit unbezahlbar machen wird. Die oft vertretene Meinung, die Kompensationsverpflichtung würde doch einen maßgeblichen Bei-
trag zum Flächensparen leisten, kann hier leider nur als gefährliche Lebenslüge bezeichnet werden.
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Flächensparende Maßnahmen innovativ umsetzen

Die Landwirtschaft sieht sich heute vielfältigen und wachsenden
gesellschaftlichen Anforderungen ausgesetzt. Die Sicherung der
Primärproduktion von Lebensmitteln scheint dabei immer mehr
in den Hintergrund zu rücken. Von der Gesellschaft, Verbrauchern
wie auch Politikern wird die Erforderlichkeit des unvermehrbaren
Bodens für die Landwirtschaft nur marginal wahrgenommen. Die
Dimension des Flächenverbrauchs von Deutschland von 120 Hek-
tar täglich auf das Jahr hochgerechnet, würde die gesamte LF des
Landkreises Schmalkalden-Meiningen verschlingen. „Eine Nation,
die ihren Boden zerstört, zerstört sich selbst“, mahnte bereits
der Jurist und Geologe Friedrich Albert Fallou (1794-1877).
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Wirksamer Schutz für die Landwirtschaft
fehlt

Landwirtschaftliche Flächen und deren Nut-
zung als Acker- oder Grünland sind die Grund-
lage stofflicher und materieller Wertschöp-
fung durch die Landwirtschaft. Sie stehen

jedoch nicht unbegrenzt zur Verfügung, son-
dern sind nur dann gut nutzbar, wenn Was-
serversorgung und Temperaturverhältnisse das
Pflanzenwachstum nicht begrenzen. Wir in
Deutschland haben diese guten Vorausset-
zungen. Dennoch fehlt es an einem wirksa-
men Schutz vor ausufernden Begehrlichkei-

ten. Viel zu schnell werden bisher als LF
genutzte Flächen versiegelt oder anderweitig,
z. B. durch unverhältnismäßige Ausgleichs-
und Ersatzmaßnahmen, der landwirtschaftli-
chen Produktion entzogen.

Die bisher nicht immer zu gewinnenden Kämpfe
um das Produktionsmittel Boden wirken sich

Landwirtschaftliche Flächen gehen
für den Eingriff und den Ausgleich verloren.
Die Landwirtschaft verlangt nach „Leitplan-
ken“ für die Reduzierung der Flächeninan-
spruchnahme. Dazu ist ein professionelles
Flächenmanagement erforderlich



langfristig auch negativ auf die ländliche Ent-
wicklung aus. Noch sind die Landwirtschafts-
betriebe in der Regel die Hauptarbeitgeber und
zudem Förderer des Gemeinwesens auf den
Dörfern. Dennoch nimmt die Akzeptanz von
Begleiterscheinungen der landwirtschaftlichen
Produktion immer mehr ab. Meist Zugezogene
haben kein Verständnis für Staub, Traktoren-
und Maschinengeräusche sowie landwirt-
schaftliche Gerüche, vor allem aus der Tierpro-
duktion und deren Abprodukte. Vielen fehlt das
Bewusstsein, dass Landwirtschaft in der Natur,
in ihrer unmittelbaren Umgebung stattfindet.

Umdenken auf allen Verwaltungsebenen
erforderlich

Kommunen sind bestrebt, Gewerbe anzusiedeln
und weisen großzügig Gewerbegebiete aus.
Dass es andere Alternativen für Photovoltaik
gibt, als diese auf Freiflächen zu installieren,
die als Ackerland genutzt wurden, ignoriert
inzwischen ebenfalls eine wachsende Zahl von
Gemeinden.

Politische Ziele werden zwar hoch gesteckt.
Das Ziel der Bundesregierung, den Flächenver-
brauch bis 2020 auf 30 Hektar pro Tag zu sen-

ken, scheint jedoch uner-
reichbar. Die Umsetzung,
auch auf Landesebene und in
den Kommunen, ist eher
halbherzig und zum Teil sogar
kontraproduktiv. Die Politik
geht zögerlich vor, die land-
wirtschaftliche Nutzfläche als
Kultur- und Schutzgut konse-
quent zu erhalten.

Planungsinstrumente anpassen

Gewerbeansiedlungen werden i. d. R. einstöckig
angelegt und mit einem umfassenden Wege-
und Parkplatznetz sowie einem großzügigen
Grüngürtel versehen. Diese Art der Flächen-
inanspruchnahme ist zu überdenken und zu
ändern. Wohnbebauungen sollten grundsätz-
lich aufgrund der gegebenen demografischen
Bedingungen nicht mehr auf landwirtschaftli-
cher Nutzfläche stattfinden. Intelligente
Lösungen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-
men sind unbedingt und sofort notwendig. Das
neue Naturschutzgesetz des Bundes stellt Aus-
gleich und Ersatz als Formen der Realkompen-
sation gleich, Pflege- und Bewirtschaftungs-

maßnahmen werden als Realkompensation
anerkannt – diese gesetzlichen Grundlagen sind
schnellstmöglich in die Praxis umzusetzen.

Fazit

Die für Siedlung, Gewerbe, Verkehr und Natur-
schutz in Anspruch zu nehmende Fläche ist auf
ein unbedingt notwendiges Maß zu begrenzen!
In allen Bereichen ist nicht nur ein Umdenken,
sondern auch die tatsächliche, intelligente und
innovative Umsetzung erforderlich, um den
zukünftigen Anforderungen an den Boden zur
Ernährung der Menschheit, der Energieversor-
gung wie auch der Rohstoffgewinnung gerecht
zu werden.

Das Bewusstsein für Nachhaltigkeit ist
gewachsen

Fast regelmäßig war Siedlungsentwicklung für
Wohn- und Gewerbezwecke in der Vergangen-
heit mit der Inanspruchnahme von Flächen am
Bebauungsrand verbunden – die Siedlungs-
fläche der Städte und Gemeinden wuchs. Bis-
her land- oder forstwirtschaftlich genutzte
Flächen wurden dafür in Anspruch genommen
und erfuhren so eine erhebliche Wertsteige-
rung. Die Außenentwicklung der Kommunen
war städtebaulich und raumordnerisch
gewünscht. Dazu kamen veränderte private und
gewerbliche Bedürfnisse. Das Wohnen im Grü-
nen und im Eigenheim ist für eine steigende
Anzahl von Menschen erreichbar geworden.
Unternehmen produzieren lieber auf einer
Ebene als in mehrstöckigen Gebäuden und die
Maschinen selbst sind ebenfalls gewachsen. Im
Einzelhandel wächst die Verkaufsfläche der
Betriebe ständig, was offenbar den Zuspruch
der Kunden findet. Eine Gemeinde, die keine
Flächen für Baugebiete und Gewerbeflächen für
die Ausdehnung von Betrieben anbieten kann,
ist eine unattraktive stagnierende Gemeinde.

Das Bewusstsein für Nachhaltigkeit, der demo-
grafische Wandel und die dauerhaft schlechte
finanzielle Ausstattung öffentlicher Haushalte
haben seit geraumer Zeit dazu geführt, neuen
Perspektiven für die Gestaltung der Städte und
Gemeinden zu folgen. Das Schlagwort ist die
Innenentwicklung vor der Außenentwicklung.

Flächennutzung und Flächeninan-
spruchnahme in Deutschland

Auf welcher Basis der Flächennutzung bewegen
wir uns? Deutschland hat eine Gesamtfläche
von ca. 36 Mio. Hektar. Davon werden rund 19
Mio. Hektar für die Landwirtschaft genutzt,
weitere ca. 11 Mio. Hektar sind Waldbestände.
Ca. 1,7 Mio. Hektar werden für Verkehrsflächen
verwendet, rund 2,8 Mio. Hektar werden für
Siedlungsflächen benötigt.

Die Flächeninanspruchnahme in Deutschland
liegt bei ca. 100 Hektar pro Tag. 2005 lag die
Flächeninanspruchnahme noch bei 114 Hektar
pro Tag. Von der in Anspruch genommenen
Fläche werden weniger als die Hälfte, ca. 40
Hektar, pro Tag versiegelt. Die nationale Nach-
haltigkeitsstrategie der Bundesregierung hat
als Ziel eine Trendumkehr bei der Flächeninan-
spruchnahme festgelegt und strebt für 2020
an, den Zuwachs der Siedlungs- und Verkehrs-
flächen auf 30 Hektar zu begrenzen. Die
erreichte Entwicklung heißt, dass wir das erste
Ziel der Nachhaltigkeitsstrategie erreicht
haben. Dem angestrebten Flächenzuwachs sind
wir, legt man die versiegelte Fläche zugrunde,
vergleichsweise nahe.

Innenentwicklung ist nachhaltig

Eine wesentliche Herausforderung der Zukunft
für Städte und Gemeinden ist die demografi-
sche Entwicklung. Sie ist auch eine städtebau-
liche Herausforderung. Durch den beschriebe-

nen Nutzungswandel bzw. die Aufgabe von
Nutzungen sind zunehmend unattraktive Leer-
stände in den Zentren entstanden.

Leerstände können nur durch eine konsequente
Stärkung der Ortskerne vermieden bzw. abge-
baut werden. Dies ist durch den Grundsatz der
Innenentwicklung vor der Außenentwicklung
umzusetzen. Die Ertüchtigung innerörtlicher
Brachen macht eine Wiedernutzung durch
Wohnen möglich, was im besten Fall weitere
Nutzungen nach sich zieht. Die Nutzung von
Brachflächen reduziert daher die Flächeninan-
spruchnahme.

Wenn die Priorität auf die Innenentwicklung
gelegt wird, dann müssen die Brachflächen
näher betrachtet werden. Welches Potenzial
steckt in Brachflächen? Rund 38 Prozent der
Brachflächen haben eine industrielle Vornut-
zung. Weitere rund 24 Prozent haben eine
militärische Vornutzung, rund 20 Prozent wur-
den von Gewerbe- und Dienstleistungen in
Anspruch genommen und rund 10 Prozent
durch Bahn- oder Hafenanlagen. Landwirt-
schaftliche Brachen machen einen Anteil von
rund 5 Prozent aus und Flächen mit brachge-
fallener Wohn- oder Grünflächennutzung betra-
gen ca. 3 Prozent.

Der hohe Anteil industrieller und gewerblicher
Vornutzungen ist für die Wiedernutzung vor-
teilhaft, da Flächen oft bereits erschlossen
sind. Zudem liegen sie oftmals in städtebau-
lich interessanten Lagen.
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Bei der Flächeninanspruchnahme ist ein Umdenken erforderlich.
Flächensparende Lösungen sind innovativ umzusetzen

„Innen- vor Außenentwicklung heißt auch:
Entwicklung statt Abwanderung“

Die Verfügbarkeit des Bodens ist die Grundbedingung des wirt-
schaftlichen und politischen Handelns. Er ist nicht „vermehrbar“
und nicht ersetzbar. Deshalb zeigen sich hier immer wieder
Interessenkonflikte. Fläche zwingt zu klaren Entscheidungen,
denn sie kann immer nur zu einem Zweck genutzt werden. Wenn
sich die Nutzung ändert, dann hat die Vornutzung entscheiden-
den Einfluss auf die Folgenutzung. Sie kann z. B. wegen Konta-
mination eingeschränkt sein oder hohe Kosten wegen Sanierung
verursachen.
Die Landwirte brauchen die Fläche für die landwirtschaftliche
Produktion, aber auch als Einkommensquelle z. B. durch Verkauf.
Die als „gesellschaftliche Ansprüche“ bezeichneten Interessen
zielen auf den Landschafts-, Natur- und Umweltschutz. Ob der
erforderliche Biotopverbund und die Schaffung von Biotopflächen sowie die Aufwertung der Biodiversität andere, namentlich landwirt-
schaftliche Nutzungen ausschließt, soll hier nicht diskutiert werden. Die dritte große Interessentengruppe sind schließlich die Städte
und Gemeinden, die Flächen für die Siedlungsentwicklung bzw. als Ausgleichsflächen im Zuge von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
benötigen.
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